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Gemeinde Feldafing am Starnberger See
Bebauungsplan mit Grünordnungsplan Nr. 72
"Südlich und Nördlich der Koempelstraße 
zwischen Edelweißstraße und Jahnstraße"    M.1:500

Verfahrensvermerke

1.    Der Gemeinderat Feldafing hat in der Sitzung vom 16.07.2013 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 72
        "Südlich und nördlich der Koempelstraße zwischen Edelweißstraße und Jahnstraße" als Bebauungsplan der 
        Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB beschlossen.
        Der Aufstellungsbeschluss wurde am  .....2013 ortsüblich bekannt gemacht.

        Dabei wurde über die Ziele und Zwecke der Planung nach § 13 a Abs. 3 Nr. 3 BauGB durch öffentliche 
        Bekanntmachung informiert, ebenso, dass der Plan im beschleunigten Verfahren und ohne Durchführung 
        einer Umweltprüfung aufgestellt wird.

2.     Der Entwurf des  Bebauungsplans  in der Fassung vom  11.11.2013  wurde mit Begründung gem. 
        § 3 Abs. 1 BauGB  in der Zeit vom 18.12.2013  bis  28.01.2014  öffentlich ausgelegt.
        Die Unterrichtung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB wurde mit Schreiben vom 13.12.2013 durchgeführt.

        (Hinweis: Diese erste Auslegung wird im weiteren Verfahren der Auslegung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
        zugerechnet und diente der allgemeinen Information der Öffentlichkeit.)

3.     Der Entwurf des  Bebauungsplans  in der Fassung vom  16.01.2017  wurde mit Begründung 
        gem. § 3 Abs.  2 BauGB in der Zeit vom ..............2017  bis ............2017  erneut öffentlich ausgelegt.

        Die Unterrichtung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB wurde mit Schreiben vom .........2017 durchgeführt.

4.     Die Gemeinde hat laut Beschluss des Gemeinderates vom ............2017  den Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1
        BauGB in der Fassung vom 11.11.2013, geändert 16.03.2017, redakt. erg. am ........... als Satzung  beschlossen. 

5.     Dieser Bebauungsplan  ist identisch mit der vom Gemeinderat als Satzung beschlossenen Fassung. 
        Ausgefertigt am:

          ..................................................... den  .....................................
                       Gemeinde

      
          .............................................                 ....................................................................
                         (Siegel)                                            Sontheim, Erster  Bürgermeister

6.      Der Bebauungsplan wurde am  ..........2017 gem. § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2, sowie Abs.4 
und § 215 Abs. 1 BauGB wurde hingewiesen.
Der Bebauungsplan einschließlich Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden  in der 
Gemeinde Feldafing zu jedermanns Einsicht bereit gehalten und über dessen Inhalt Auskunft erteilt. 

  ..........................................  den  ..................................................
             Gemeinde

     
 ..........................................            .............................................................

               (Siegel)                                 Sontheim, Erster  Bürgermeister

C.   Nachrichtliche Übernahmen durch Planzeichen und Text

1.                                      Landschaftsschutzgebiet "Starnberger See und westlich angrenzende Gebiete" 
                                         lt. § 26 BNatSchG (Alt: Art. 10 Bayer. Naturschutzgesetz) 

D.  Hinweise  durch Planzeichen

1.                                      Bestehende Haupt- und Nebengebäude

2.                                      vorgeschlagene Gebäude

3.                           Maße in Metern, z.B. 6 m

4.         Fl.Nr., z.B. 418/3

5.         bestehende Grundstücksgrenze

6.         Höhenline, z.B. 634 m üNN 

7.                                       vorhandene Geländehöhen, z.B. im Straßenbereich Koempelstraße

8.                                       Schnitthinweise zur Höheneinstellung und Geländeangleichung lt. Festsetzung Ziff. B.7.5, 
                                          siehe Begründung zum Bebauungsplan

9.                                       vorhandene sonstige Gehölze

10.                                      frei wachsende Sträucher / Hecken

11.                                      Kanal unterirdisch; Bestand  bzw. zu verlegen 

12.                                     private Verkehrsflächen, Patioflächen, usw.

13.                                     Trafostation; ggf. zu verlegen

Bebauungsplan mit  integriertem Grünordnungsplan Nr. 72  "Südlich und Nördlich der Koempelstraße 
zwischen Edelweißstraße und Jahnstraße", Gemeinde Feldafing am Starnberger See  
Die Gemeinde Feldafing erlässt aufgrund der §§ 1, 1a, 2 Abs. 1, 9, 10, 12 und 13 a Baugesetzbuch (BauGB), in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.10.2015 (BGBl. I 
S. 1722), und aufgrund der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO, in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 
(BGBl. I S. 1548)), Art. 81 Abs. 2 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
August 2007 BayRS 2132-1-I, zuletzt geändert durch § 3 G zur Änderung des BaukammernG, des G über das öffentliche 
Versorgungswesen und der Bayerischen Bauordnung vom 24.7.2015, des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998, (GVBl. S. 796), BayRS 2020-1-1-I, Zuletzt 
geändert durch Art. 9a Abs. 2 Bayerisches E-Government-Gesetz vom 22. 12. 2015 ( GVBl. S. 458), und der Verordnung 
über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), 
diese vom Architekturbüro R. Reiser, München, und Landschaftsarchitekt Christoph Goslich, Diessen, gefertigten  
Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan  als  

                                            SATZUNG

A.    Festsetzungen durch Planzeichen 

1.                                     Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

2.                                     Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO
                               
3.                                     Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen, hier Abgrenzung der Nutzungsbereiche in 

                                        Verbindung  mit erhöhten Nutzungsziffern aufgrund Bestandsschutz (Fl.Nr. 418/10)

4.                                     Abgrenzung von Gebäuden bzw. -teilen unterschiedlicher Geschosszahl und Wandhöhen

5.                                     Baugrenze; die Geltung des Art. 6 Abs. 5 BayBO wird angeordnet; eine geringfügige 
                                        Überschreitung der Baugrenzen für die in Ziff. A.8 genannten Balkone, Terrassen und Außen-
                                        treppen um bis zu 1,50 m zulässig ist.

6.                                     Baulinie (Optionsbebauung; abweichende Bauweise)

7.                                     Umgrenzung von Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen; diese sind nur 
                                        innerhalb der dafür festgesetzten Flächen und innerhalb der Baugrenzen zulässig. 

8.                                     Tiefgaragen sind nur zulässig innerhalb der Baugrenzen 

9.                                      zulässige Grundflächenzahl als Höchstmaß, hier 0,30 

10.                                    max. zulässige Geschoßflächenzahl, hier 0,60
                                         Bei der Ermittlung von Geschossflächen bei Nichtvollgeschossen sind die Flächen von 
                                         Aufenthaltsräumen einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und ihrer 
                                         Umfassungswände ganz mitzurechnen.

11.                                    max. zulässige Außenwandhöhe, hier 6,50 m; 
                                         Die Außenwandhöhe wird gemessen von der natürlichen oder festgelegten Gelände-
                                         anschlusshöhe im arithmetischen Mittel bis zur Schnittlinie zwischen Traufwand des 
                                         Hauptbaukörpers und der OK Dachhaut. Die vorhandene natürliche Geländeoberfläche ist 
                                         dabei grundsätzlich beizubehalten. 
                                         Die Oberkante Gelände darf nicht tiefer als 30 cm unter der OK Rohfußboden liegen. 

12.                                    max. zulässige Wandhöhe in Metern (m) über Normal Null (üNN),  z.B. max. 665,25 m üNN 
                                         (Bereich Fl.Nr. 418/3). 
                                         max. zulässige Firsthöhe in Metern (m) über Normal Null (üNN),  z.B. max. 671,15 m üNN 
                                         (Bereich Fl.Nr. 418/3). 
                                         Für den Nachweis der Abstandsflächen zur östlichen Grundstücksgrenze wird die Oberkante 
                                         Geländeoberkante entsprechend dem Planeintrag (s.a. Schnitt 2 - 2) festgesetzt. 
                                         Hinweis: Diese Regelung gilt ausschließlich für die "Optionslösung" baulichen Anlagen auf 
                                         Fl.Nr. 418/3.

13.                                    Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze, z.B. 2 Vollgeschosse

                                         Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze; das 3.Vollgeschoss ist das Dachgeschoss
                                         (Bestandsschutz)

14.                                    Einzel- oder Doppelhaus zulässig

15.                                    offene Bauweise

16.                                    abweichende Bauweise bei der festgesetzten Optionsbebauung gem. § 1 Abs. 10 BauNVO
                                         i.V. mit " 22 Abs. 4 BauNVO: Geschossbebauung mit Maisonetten und dazwischen liegenden
                                         Patios; der bestehende Satteldachbaukörper ist in seinen Außenmaßen und seiner Dachneigung
                                         zu erhalten, wobei energetische Maßnahmen i.S. des § 248 BauGB zulässig sind. Die festge-
                                         setzten Wand- und Firsthöhen sind einzuhalten.  
           
17.                                    Satteldach, Walmdach, First jeweils mittig; Flachdach

18.                                    Dachneigung, z.B. 18 - 38°

19.                                    festgesetzter max. zulässige Auffüllung Fl.Nr. 418/3 mit Geländeverlauf mit den jeweiligen 
                                         Bezugspunkten im Norden bzw. Süden (= jeweilige Baugrenze) für die max. Gelände-
                                         angleichung lt. Festsetzung Ziff. B.7.5  bei Geländeangleichung an die Nachbargrundstücke 
                                         zu beachten (Schnitte 1 - 1 bzw. bzw. 2 - 2)! 

20.                                    Anzahl der zulässigen Wohneinheiten, hier 7 WE als Bestand in den Wohngebäuden auf 
                                         Fl.Nr. 418/10 gemäß Abgrenzung Planzeichen A.3

21.                                    Firstrichtung

22.                                    Straßenbegrenzungslinie und Begrenzung sonstiger Verkehrsflächen

                                         öffentliche Verkehrsfläche mit Gehweg; Aufteilung der Gesamtbreite nur als Hinweis!

23.                                    Private Eingrünungsfläche zur Gestaltung von Orts- und Landschaftsbild

24.                                    privater Spielplatz nach BayBO mit Angabe der Mindestgröße (erforderlich bei > 3 Wohnungen)
                                      
25.                                    Pflanzbindungen:

                                         zu erhaltende Gehölze:
                                         Einzelbaum; bei Verlust ist ein Ersatz zu pflanzen mit einem Mindeststammumfang von 30-35cm 
           
                                         Gehölzgruppe; bei Verlust ist gleichwertig Ersatz zu pflanzen. 
                                    
                                         zu pflanzende heimische Laubbäume großkronig/ kleinkronig, Standort veränderbar

26.                                    Einfahrtsbereich Tiefgarage festgelegt

                                         Zufahrt einzuhalten, ansonsten frei

27.                                    einzuhaltende Höhenkoten angrenzendes Bestandsgelände

28.                                   einzuhaltende max. Oberkante Fertigfußboden Erdgeschoss, Optionslösung Fl.Nr. 418/3

29.                                   Reduzierte Abstandsflächen zwischen den drei Doppelhäusern, Fl.Nr. 418/3

B.    Festsetzungen durch Text 
1.0    Maß der baulichen Nutzung, Überschreitungen, Ausnahmen

1.1   Die Schnitte der Grundlösung 1 - 1, 2 - 2 und der Schnitt West-Ost der Optionslösung sind Bestandteil der 
        Festsetzungen des Bebauungsplans.

1.2   Die sich aus der GRZ ergebende zulässige Grundfläche darf überschritten werden für Balkone um bis zu 10 %
        und für Terrassen um bis zu 20 %.

1.3   Bei Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
        Nebenanlagen, im Sinne des § 14, bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das 
        Baugrundstück lediglich unterbaut wird, mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen
        der in Satz 1 bezeichneten Anlagen bis zu 50 vom Hundert überschritten werden.

1.4   Flächen von Tiefgaragen bleiben außer Berechnung, wenn sie den Anforderungen der Festsetzung 
        Ziff. B.5.4 genügen.

1.5   Bei Fl.Nr. 418/10 ist der genehmigte Bestand zulässig.

1.6   Erforderliche Umwehrungen für Dachterrassen im Bereich der Flachdachbaukörper können die zulässigen
        Wandhöhen um max. 1,20 m ausnahmweise überschreiten. Umwehrungen sind durchbrochen als Stabgeländer
        oder als Sicherheitsglas auszuführen.

     
2.0   Festlegung der Mindestgröße der Baugrundstücke

2.1   Die Mindestgrundstücksgröße beträgt für das frei stehende Einzelhaus 650 qm, für die Doppelhaushälfte 
        350 qm; anteilige private Eingrünungsflächen zählen zum Bauland und können darauf angerechnet werden.

2.2   Abweichend davon beträgt die Baugrundstücksgröße bei Fl.Nr. 418/11 nur 461 qm, bei Fl.Nr. 418/4 nur 538 qm 
        (= Bestandsschutz!).  

3.0   Festlegung der Anzahl der Wohnungen

3.1   Die Anzahl der max. zulässigen Wohnungen (Wo) wird wie folgt ermittelt:  
        Pro vollendeten 250 qm Grundstücksfläche ist - bei Errichtung von Garagen und Stellplätzen - 1 Wohnung
        zulässig. 

3.3   Bei ebenerdiger Unterbringung der Stellplätze ist je WE mind. 1 Garage bzw. TGa zu errichten. 
        Ausgenommen davon sind Wohnungen bis zu 35 qm, hier ist 1 Stellplatz zu errichten.

4.0  Bauliche Gestaltung

4.1    Zur maßstäblichen städtebaulichen Einfügung wird bei Einzel- und Doppelhäusern die Hauslänge auf 19 m 
         und die Hausbreite auf 12,50 m begrenzt, die zulässige Grundfläche beträgt 237,50 qm.

4.2   Wird auf Fl.Nr. 413/3  die Hinterliegerbauzeile mit 3 Gebäuden errichtet, so müssen die Abstände zwischen den 
        Gebäuden dort je mindestens 6,0 m betragen (reduzierte Abstandsflächen). Der Brandschutz ist einzuhalten.

4.3    Dächer: Für untergeordnete Gebäudeteile sind auch Pultdächer zulässig, Dachneigung 10 - 18 Grad. 
         Dacheinschnitte bei den Sattel- oder Walmdächern der Hauptgebäude sind unzulässig

4.4   Dacheindeckung: Bei geneigten Dächern nach A.16 sind Dachziegel naturgebrannt, engobiert oder glasiert in 
         naturroten, rotbraunen bis kupferroten sowie dunklen Farbtönen, außerdem Kupfer- oder Zinkblech zulässig.

4.5   Dachaufbauten und Zwerchgiebel
         Dachgauben sind zulässig bei Dachneigungen ab 30°, wobei die Gesamtbreite aller Gauben max. 1/3 der 
         Gebäudelänge betragen darf und die Firste der Dachgauben mind. 0,50 m unter dem Hauptfirst liegen müssen.
         Dacheinschnitte sind unzulässig.
         Zwerchgiebel sind zulässig bis zu max. 1/3 der Gebäudelänge, wobei der Zwerchgiebelfirst mind, 0,50 m unter 
         dem Hauptfirst liegen muss. Für die alternativ festgesetzte Optionsbebauung sind Zwerchgiebel unzulässig.

        . 

 

E.     Hinweise durch Text
1.     Grünordnung

         Auf den privaten Baugrundstücken wird die Anpflanzung folgender Gehölze empfohlen:
         Acer platanoides - Spitzahorn
         Carpinus betulus - Hainbuche 
         Fagus sylvatica                               - Rotbuche
         Prunus avium                                    - Wildkirsche
         Quercus robur                                   - Stieleiche
         Tilia cordata                                      - Winterlinde
        
         Sträucher, Mindestgröße Sol 60 - 100 cm
         Amelanchier canadensis                  - Felsenbirne
         Cornus mas                                      - Kornelkirsche
         Cornus saguinea                              - Hartriegel
         Corylus avellana                               - Haselnuss
         Crataegus monogyna                       - Weißdorn
         Euonymus europaeus                      - Pfaffenhütchen
         Ligustrum vulgare                             - Liguster
         Philadelphus coronarius                   - Pfeifenstrauch
         Prunus spinosa                           - Schlehdorn
         Rhamnus cathartica                          - Kreuzdorn
         Sambucus nigra                                - Holunder
         Spiraea vanhoutei                             - Spierstrauch

         Bei erforderlichen Erdbewegungen ist der Mutterboden innerhalb des Baugebietes fachgerecht zur Wiederverwen-
         dung zwischenzulagern. Hausfassaden sollen nach Möglichkeit mit Kletterpflanzen (Selbstklimmer oder Schlinger 
         mit Steighilfe) oder mit Spalierbäumen begrünt werden. Der Einsatz von alternativen Energiequellen wird empfohlen.

2.     Das Bebauungsplangebiet ist an den gemeindlichen Abwasserkanal und die gemeindliche Trinkwasserversorgung
          anzuschließen, ggf. an den gemeindlichen Tagwasserkanal.

                                         

4.5    Die Errichtung von Solar- und Fotovoltaikanlagen auf Dachflächen ist zulässig, wobei diese annähernd in 
         bzw. geringfügig über (= max. 20 cm) der Dachfläche liegen müssen. 
         Als Ausnahme sind sog. "Energiedächer" in der gesamten Dachfläche zulässig.

5.0    Garagen, Stellplätze, Nebenanlagen und untergeordnete Bauteile 

5.1    Pro Wohnung sind 2 Stellplätze erforderlich. 
         Abweichend davon ist bei Wohnungen bis 35 qm Wohnfläche 1 Stellplatz nachzuweisen.

5.2    Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind nur innerhalb der überbaubaren Grund-
         stücksflächen oder innerhalb der festgesetzten Flächen für Garagen, Stellplätze oder Nebenanlagen gem. der 
         jeweiligen Zweckbestimmung anzuordnen.

5.3   Garagen, die an einer gemeinsamen Grundstücksgrenze zusammengebaut werden, sind in Bezug auf 
        Dachdeckung und Dachneigung sowie in Trauf- und Firsthöhe einheitlich zu gestalten.

5.4   Tiefgaragen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Die Dachfläche von Tiefgaragen
        ist, soweit diese nicht überbaut wird, als Flachdach auszubilden und zu begrünen. Die Überdeckung mit 
        Oberboden muss mindestens 0,50 m betragen.

5.5   Die Tiefgaragenrampen sind zu überbauen. Die Tore sind unterhalb der Rampen anzubringen, sofern 
        Tiefgaragentore nicht mittels Funksender geöffnet werden können. Die Umhausung ist mit schalldämpfendem 
        Material auszukleiden. Geringfügige Abweichungen von der festgesetzten Lage der Abfahrten sind zulässig.

5.6   Untergeordnete Bauteile (z.B. Wintergärten, Balkone, Eingangsüberdachungen dürfen die Baugrenze um 
        max. 1,50 müberschreiten, sofern sie kleiner als 1/3 der Wandlänge sind. 

5.7   Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind auch außerhalb der Baugrenzen und der Flächen für Stellplätze
        und Garagen zulässig, sofern sie mindestens 1,50 m Abstand zur Grundstücksgrenze einhalten. In den 
        Vorgartenzonen zwischen Fassadenflucht und Straße sind Nebenanlagen mit Ausnahme von Fahrradständern 
        unzulässig.
        Die Gesamtgröße aller Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO wird  pro Baugrundstück auf 50 cbm 
        Rauminhalt beschränkt. Der Rauminhalt wird nach den Außenmaßen der Nebenanlagen berechnet.

5.8   Untergeordnete Bauteile (z.B. Wintergärten, Balkone, Eingangsüberdachungen dürfen die Baugrenze um 
        max. 1,50 m überschreiten, sofern sie kleiner als 1/3 der Wandlänge sind.  

6.      Freiflächengestaltung

6.1    Die Freiflächen der Baugrundstücke sind einschließlich der Flächen über den Tiefgaragen zu begrünen und mit 
         heimischen Sträuchern und Bäumen zu bepflanzen und entsprechend zu unterhalten.

6.2    In dem mit abweichender Bauweise Ziff. A.9 festgesetzten Optionsbereich sind Flachdächer, soweit diese nicht 
         als nutzbare Dachterrassen ausgebildet werden, zwingend als extensiv begrüntes Gründach zu errichten.  

6.3   Befestigte Flächen auf den Baugrundstücken sind mit kleinteiligen, wasserdurchlässigen Belägen auszuführen. 
        Bei Terrassenflächen bis 15 Quadratmeter je Wohneinheit sind auch geschlossene Beläge zulässig.

6.4    Die gem. Ziffer A.18. zu erhaltenden  Gehölze sind auch während der Baumaßnahmen entsprechend den ein-
         schlägigen Vorschriften zu schützen. (DIN 18920: "Schutz  von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetations-
         flächen bei Baumaßnahmen").

6.5    Pflanzgebot: Bei Neubauten  sind pro angefangener 250 qm Grundstücksfläche mindestens 1 großkroniger 
         Baum und 5 Sträucher zu pflanzen, bei Anbauten über 50 qm ist mind. 1 Baum zu pflanzen und dauerhaft zu 
         unterhalten und dauerhaft zu unterhalten, bei Ausfall ist nachzupflanzen. 
        Mindestpflanzgröße: Bäume  Hochstamm STU 16 - 18 cm; Obstbäume Hochstamm STU 14 - 16 cm; 
         vorgeschlagene Baumarten siehe Pflanzliste unter Hinweisen Ziffer C.1.  
         Bei der Bepflanzung sind nur heimische standorttypische Gehölze zulässig.

6.6    Innerhalb des Vorgartens ist mindestens 1 Baum zu pflanzen (Mindeststammumfang 16 - 18 cm); dies gilt
         jedoch nicht für Grundstücke ≤ 10 m Grundstücksbreite.

7.    Aufschüttungen und Abgrabungen, Stützmauern

7.1   Abgrabungen und Aufschüttungen vor Baugrenzen im Vorgartenbereich sind unzulässig.

7.2   Der Geländeanschluss an das jeweilige Nachbargrundstück oder an öffentliche Verkehrs- oder Grünflächen 
        muss ohne Stützmauern erfolgen.

7.3   Böschungen dürfen ein Steigungsverhältnis von 1 zu 3 (Höhe zu Breite) nicht überschreiten.

7.4   Geländeveränderungen: Abgrabungen zur Freilegung von Kellergeschossen zwischen öffentlicher Straße und 
        Gebäude sind unzulässig. Soweit keine Geländeoberkanten(=GOK) festgelegt sind, sind zwischen den 
        Grundstücken keine Stützmauern zulässig,d.h. Höhenunterschiede benachbarter Grundstücke sind mit leichten 
        Böschungen auszugleichen.

7.5   Im Bereich des Baugrundstückes Fl.Nr. 418/3 kann das Gelände wie im Systemschnitt 1 - 1 und 2 - 2 dargestellt 
        ausgehend vom Bestand auf der Linie der festgesetzten Baugrenzen im Norden und Süden max. linear wieder-
        hergestellt werden vergleichbar der früher vorhandenen natürlichen Topographie.   

8. Einfriedungen 

8.1   Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind nur als Holzzäune mit senkrechter Lattung oder als einfache 
        schmiedeeiserne Zäune mit senkrechten Stäben zulässig. Die Gesamtzaunhöhe darf 1,20 m ab Oberkante der 
        angrenzenden Flächen nicht überschreiten, wobei 15 cm Bodenfreiheit für Kleintiere wie Igel freizuhalten sind. 

8.2   Geschnittene Hecken und Hecken aus Thujen, Scheinzypressen und Bambus entlang öffentlicher Verkehrs- und 
        Grünflächen sind ab Durchführung wesentlicher baulicher Änderungen oder Neubebauung unzulässig. 
        (Bestandsschutz).
        Eine Höhe von 1,20 m  darf nicht überschritten werden, sofern sie nicht mindestens 2,00 m von der Grundstücks-
        grenze zurückgesetzt sind.

8.3   Bei der Optionsbebauung Im WA/a sind nur Stützmauern zur Abfangung eines höher gelegenene Geländes 
        zulässig. An der Koempelstraße darf keine über den Gehweg reichende Mauer errichtet werden. 

8.4   Die Grundstückszufahrten sind mindestens bis 5,50 m hinter der öffentlichen Straße von Zäunen+Toren freizuhalten.

9.    Versickerung des Niederschlagswassers
        Das auf dem Baugrundstück anfallende Niederschlagswasser muss dort vollständig versickert werden. 
        Ausnahmen sind nur möglich, sofern der Untergrund dies nachweislich nicht zulässt. 

10.  Versorgungsleitungen
        Sämtliche Versorgungsleitungen (Strom, Fernmeldetechnik, usw.) sind sowohl in öffentlichen, wie auch in 
        privaten Grundstücksflächen unterirdisch zu verlegen.

3.      Wasserwirtschaftliche Hinweise
          Durch geeignete Maßnahmen ist von den Eigentümern der jeweiligen Grundstücke sicherzustellen, dass kein 
          (Hang-) abfließendes Niederschlagswasser auf die öffentlichen Straßen gelangt. Es ist dafür Sorge zu tragen, 
          dass es für die bestehende Bebauung wie auch für künftige Bebauung bei  Starkniederschlägen zu keinen 
          belästigenden Nachteilen kommt. Auf Art. 63 BayWG wird hingewiesen.        
          Unverschmutztes Regenwasser ist soweit möglich an Ort und Stelle zu versickern, ansonsten gepuffert (3 l/sec)
          in den gemeindlichen Tagwasserkanal  abzuleiten. 
          Sofern die Anwendungsvoraussetzungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) vom 
          01.10.2008 erfüllt und die zugehörigen Technischen Regeln (TRENGW vom 17.12.2008) beachtet werden, sind 
          derartige Anlagen zur Beseitigung von Niederschlagswasser genehmigungsfrei. Grundsätzlich ist zu beachten, 
          dass der flächenhaften Versickerung Priorität einzuräumen ist. Sickerschächte bis zu einer max. Tiefe von 5 m 
          sind nur dann zulässig, wenn eine flächenhafte Versickerung nicht möglich ist. Zudem dürfen keine grundwasser-
          schützenden Deckschichten durchstoßen werden. Die gezielte Einleitung von Niederschlagswasser in oberirdische
          Gewässer ist erlaubnisfrei sofern die Anforderungen der TRENOG vom 17.12.2008 erfüllt sind.
          Die Versickerung ist nach den anerkannten Regeln der Technik (u.a. Sickertest, ATV-DVWK Merkblatt M 153, aus-
          reichende Flächen, DWA-Arbeitsblatt A 138, etc.) bei jedem Baugrundstück einzeln zu ermitteln.
          Werden die Anforderungen in der TRENOG (vgl. AIIMBI Nr. 3/2002)  genannten Bedingungen nicht eingehalten 
          (zum Beispiel mehr als 50 qm der Gesamtdachfläche kupfer-, zink- oder bleigedeckt), ist beim Landratsamt 
          Starnberg eine wasserrechtliche Genehmigung zu beantragen.
          Für Bauwasserhaltungen und Bauten im Grundwasser ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Diese 
          ist rechtzeitig vor Baubeginn beim Landratsamt Starnberg, Fachbereich 42, zu beantragen.
         Unverschmutztes Regenwasser ist soweit möglich an Ort und Stelle zu versickern, ansonsten gepuffert (3 l/sec)
         in den gemeindlichen Tagwasserkanal  abzuleiten.

4.      Brandschutz: Der Löschwasserbedarf ist über die zentrale Wasserversorgungsanlage nach DVGW- Arbeits-
         blatt W 405 sicher zu stellen. Das Hydrantennetz ist nach den technischen Regeln des DVGW Arbeitsblatt 
         W 331 auszubauen. Darüber hinausgehende Brandschutzauflagen und Löschwasserbedarf sind im Zuge 
         der Baumaßnahme vom Bauherrn zu erbringen.       

         Die Zufahrtsstraßen, privaten Grundstückszufahrten und notwendige Rettungswege sind nach den 
         einschlägigen DIN-Normen, Brandschutzauflagen und Richtlinien zu errichten.

Für Gebäude, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche entfernt sind, 
         müssen Zufahrtswege für die Feuerwehr entsprechend der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr auf 
         Grundstücken angelegt werden. 

         Gebäude, in denen die Brüstungshöhe notwendiger Fenster mehr als 8,00 m über Gelände liegt, müssen zur 
         Sicherstellung des 2. Rettungsweges Zufahrtswege und Aufstellflächen für die Feuerwehr entsprechend der 
         Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken enthalten. Auf diese Flächen kann verzichtet 
         werden, wenn mindestens zwei bauliche Rettungswege vorhanden sind.

5. Den Bauanträgen bzw. Anträgen auf Genehmigungsfreistellung sind Freiflächengestaltungspläne beizufügen
         mit folgenden Inhalten: Erschließung mit Materialangaben, Lage und Umfang der Vegetationsflächen; 
         Standort, Art und Größen der Bepflanzung, und den Auf- und Abgrabungen bei hängigem Gelände.

6. Müllabfuhr: Die Bereitstellung aller Behälter im Holsystem muss am nächsten befahrbaren öffentlichen 
         Verkehrsraum erfolgen hier: Koempelstraße“ (vgl. § 13 a Abs. 4 Pkt. 6 Abfallwirtschaftssatzung).

7. Leitungen:  Unterirdische Ver- und Entsorgungsleitungen (Strom, Wasser, Kanal)
         Für Bauvorhaben im Nahbereich von Ver- und Entsorgungsleitungen ist frühzeitig vor Planung und Bauaus-
         führung die genaue Lage der Leitungsführung vor Ort zu ermitteln, für die Baumaßnahmen zu berücksichtigen
         und entsprechende Schutzvorkehrungen zu treffen.   

8.      Für Vorhaben auf Fl.Nr. 418/3 soll wegen der Geländetopographie, der absehbaren Tiefgarage und der 
         erforderlichen Höheneinstelllung ein Baugenehmigungsverfahren durchgeführt werden. Dabei ist der 
         Schallschutz betreffend Stellplätze und insbesondere die Tiefgarage einschließlich Zufahrtsbereich 
         nachzuweisen.  
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